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3. Instanz

Datum -

Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Hamburg vom 31.
MÃ¤rz 2003 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu
erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist der Anspruch der KlÃ¤gerin auf eine Rente wegen Erwerbsminderung.

Die am XX.XXXXXX 1954 geborene KlÃ¤gerin verfÃ¼gt Ã¼ber keine
Berufsausbildung. Von 1971 bis zum Herbst 1997 war sie â�� unterbrochen von
Zeiten der Arbeitslosigkeit â�� bei verschiedenen Arbeitgebern als ungelernte
Arbeiterin, Packerin, zuletzt als Reinigungskraft versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt.
Nach dem Bezug von Arbeitslosengeld und spÃ¤ter Arbeitslosenhilfe beantragte sie
bei der Beklagten am 21. Juni 2001 wegen der Folgen eines im Oktober 1999
erlittenen Verkehrsunfalls die GewÃ¤hrung einer Rente wegen Erwerbsminderung.
Sie war seinerzeit mit ihrem Fahrrad gegen einen entgegenkommenden Bus
geprallt und hatte sich knÃ¶cherne Verletzungen im Bereich der HalswirbelsÃ¤ule
und des rechten Handgelenks zugezogen, die teils operativ, teils konservativ
versorgt worden waren. Der Chirurg Dr. N. kam in seinem von der Beklagten
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veranlassten Gutachten vom 7. August 2001 nach Untersuchung der KlÃ¤gerin am
1. August 2001 zum Ergebnis, diese kÃ¶nne mit den bei ihr bestehenden
GesundheitsstÃ¶rungen geistig anspruchslose und kÃ¶rperlich leichte bis
gelegentlich mittelschwere TÃ¤tigkeiten zeitweise im Gehen, zeitweise im Stehen
und Ã¼berwiegend im Sitzen vollschichtig errichten. Ausgeschlossen seien
Ã�berkopfarbeiten, Arbeiten auf Leitern und GerÃ¼sten beziehungsweise mit
Absturzgefahr sowie Arbeiten mit einseitigen KÃ¶rperhaltungen bezogen auf die
gesamte WirbelsÃ¤ule.

Die bei der KlÃ¤gerin bestehenden GesundheitsstÃ¶rungen hatte er wie folgt
beschrieben: Schmerzhafte mittelgradige BewegungseinschrÃ¤nkung der
HalswirbelsÃ¤ule mit Schmerzausstrahlung in die linke Schulter ohne neurologische
AusfÃ¤lle bei Zustand nach HWK 1 Dens-Fraktur (verschraubt) sowie HWK 4 Bogen-
Fraktur, belastungsabhÃ¤ngige RÃ¼ckenbeschwerden im Bereich der
LendenwirbelsÃ¤ule ohne BewegungseinschrÃ¤nkung und neurologische AusfÃ¤lle,
unklare Schmerzen im Bereich beider Sprunggelenke, rechts betont, ohne
FunktionsausfÃ¤lle und ohne EinschrÃ¤nkung der Beweglichkeit, Verdacht auf
alkoholtoxisch bedingte Polyneuropathie, Verdacht auf fortgesetzten
Alkoholmissbrauch mit Leberzellschaden. GestÃ¼tzt auf dieses Gutachten lehnte
die Beklagte den Rentenantrag mit Bescheid vom 14. August 2001 mit der
BegrÃ¼ndung ab, bei der KlÃ¤gerin liege weder eine teilweise noch eine volle
Erwerbsminderung noch BerufsunfÃ¤higkeit vor, da sie mit dem vorhandenen
LeistungsvermÃ¶gen mindestens sechs Stunden tÃ¤glich auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt TÃ¤tigkeiten ausÃ¼ben kÃ¶nne. Der Widerspruch der KlÃ¤gerin vom
14. September 2001 gegen diesen Bescheid hatte keinen Erfolg
(Widerspruchsbescheid vom 12. April 2002).

Im anschlieÃ�enden Klageverfahren haben auf entsprechende Anforderung durch
das Sozialgericht (SG) die behandelnden Ã�rzte der KlÃ¤gerin â�� der OrthopÃ¤de
Dr. H. und die praktische Ã�rztin P. â�� am 16. September 2002 bzw. am 7. Oktober
2002 Befundberichte erstattet. Auf Veranlassung des SG hat die Ã�rztin fÃ¼r
Psychiatrie und Neurologie B. die KlÃ¤gerin am 17. Februar 2003 untersucht und
am 7. MÃ¤rz 2003 ein Gutachten zu ihrer ErwerbsfÃ¤higkeit erstattet. Sie hat die
folgenden Diagnosen gestellt: HalswirbelsÃ¤ulensyndrom ohne neurologische
AusfÃ¤lle nach Dens-Fraktur und Bogenfraktur des 4. HalswirbelkÃ¶rpers im Jahre
1999, Lumboischialgie nach links, Alkoholmissbrauch, anamnestisch Asthma
bronchiale. Die KlÃ¤gerin ist fÃ¼r fÃ¤hig erachtet worden, leichte, zeitweilig
mittelschwere kÃ¶rperliche, einfache geistige TÃ¤tigkeiten mit geringer
Verantwortung vorwiegend im Sitzen mit der MÃ¶glichkeit, zwischenzeitlich zu
gehen oder zu stehen, ohne schweres Heben und Tragen und ohne hÃ¤ufiges
BÃ¼cken sowie ohne lÃ¤nger dauernde Zwangshaltungen vollschichtig zu
verrichten. Unter Bezugnahme auf diese AusfÃ¼hrungen hat das SG die Klage
durch das Urteil vom 31. MÃ¤rz 2003 abgewiesen und dabei die Auffassung
vertreten, eine rentenmedizinisch relevante EinschrÃ¤nkung der ErwerbsfÃ¤higkeit
liege bei der KlÃ¤gerin nicht vor.

Gegen dieses ihr am 30. April 2003 zugestellte Urteil hat die KlÃ¤gerin am 26. Mai
2003 Berufung eingelegt. Sie sieht sich wegen der in allen KÃ¶rperregionen
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auftretenden Schmerzen nicht mehr in der Lage, auch nur wenige Stunden tÃ¤glich
zu arbeiten, und zwar weder im Sitzen, noch im Stehen oder Gehen. Das Rheuma
habe sich erheblich verschlechtert. Auf Grund ihrer Arthritis kÃ¶nne sie keine
Wegstrecke bis zu 500 Metern zurÃ¼cklegen, da sie sich stets nach wenigen
Minuten wieder setzen mÃ¼sse. Zur StÃ¼tzung ihres Vorbringens hat sie Atteste
der praktischen Ã�rztin P. vom 24. August 2004 und der Ã�rztin fÃ¼r Neurologie
und Psychiatrie Dr. L. vom 8. September 2004 vorgelegt.

Die KlÃ¤gerin beantragt, das Urteil des Sozialgerichts Hamburg vom 31. MÃ¤rz
2003 aufzuheben und die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 14.
August 2001 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 12. April 2002 zu
verurteilen, ihr ab dem 1. Juli 2001 Rente wegen voller Erwerbsminderung zu
gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt, die Berufung der KlÃ¤gerin zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend.

Der behandelnde OrthopÃ¤de Dr. J. und die Ã�rztin fÃ¼r OrthopÃ¤die und
Rheumatologie Dr. H1 haben auf entsprechende Anforderung dem Gericht am 3. Juli
2003 bzw. am 27. August 2003 Ã¼ber die bei der KlÃ¤gerin erhobenen Befunde
berichtet.

Der Senat hat zur ErwerbsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin Beweis erhoben. DiesbezÃ¼glich
hat auf Veranlassung des Senats der OrthopÃ¤de Dr. S. nach Untersuchung der
KlÃ¤gerin am 27. April 2004 das Gutachten vom 11. Mai 2004 und der OrthopÃ¤de
Dr. B1 nach Untersuchung der KlÃ¤gerin am 3. Dezember 2004 das Gutachten vom
8. Dezember 2004 erstattet.

Zu weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der Beteiligten wird
auf den Inhalt der in der Sitzungsniederschrift aufgefÃ¼hrten Akten verwiesen, die
vorgelegen haben und Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung und Beratung
gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung ist unbegrÃ¼ndet. Das angefochtene Urteil ist nicht zu
beanstanden. Die Beklagte hat es mit dem angefochtenen Bescheid zu Recht
abgelehnt, der KlÃ¤gerin Rente wegen Erwerbsminderung zu gewÃ¤hren, denn die
KlÃ¤gerin hat keinen Anspruch auf eine solche Rente.

Der Anspruch der KlÃ¤gerin auf Rente wegen Erwerbsminderung richtet sich nach
Â§ 43 Sozialgesetzbuch â�� Sechstes Buch â�� Gesetzliche Rentenversicherung
(SGB VI) in der ab dem 1. Januar 2001 geltenden Fassung. Danach haben
Versicherte bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres Anspruch auf Rente wegen
teilweiser (Abs. 1) bzw. voller (Abs. 2) Erwerbsminderung, wenn sie 1. teilweise
(bzw. voll) erwerbgemindert sind, 2. in den letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt der
Erwerbsminderung drei Jahre PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine versicherte BeschÃ¤ftigung
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oder TÃ¤tigkeit haben und 3. vor Eintritt der Erwerbsminderung die allgemeine
Wartezeit erfÃ¼llt haben. Teilweise erwerbsgemindert sind Versicherte, die wegen
Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�er Stande sind, unter den
Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens sechs
Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein (Â§ 43 Abs. 1 Satz 2 SGB VI). Voll
erwerbsgemindert sind Versicherte, die wegen Krankheit oder Behinderung auf
nicht absehbare Zeit auÃ�er Stande sind, unter den Ã¼blichen Bedingungen des
allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens drei Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu
sein. Voll erwerbsgemindert sind auch 1. Versicherte nach Â§ 1 Satz 1 Nr. 2 SGB VI,
die wegen Art oder Schwere der Behinderung nicht auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt tÃ¤tig sein kÃ¶nnen, und 2. Versicherte, die bereits vor ErfÃ¼llung der
allgemeinen Wartezeit voll erwerbsgemindert waren, in der Zeit einer nicht
erfolgreichen Eingliederung in den allgemeinen Arbeitsmarkt (Â§ 43 Abs. 2 SÃ¤tze 2
und 3 SGB VI). Diese Voraussetzungen sind im Falle der KlÃ¤gerin nicht erfÃ¼llt,
denn sie ist weder voll noch teilweise erwerbsgemindert. Der Senat hÃ¤lt die
diesbezÃ¼glichen AusfÃ¼hrungen des Sozialgerichts fÃ¼r Ã¼berzeugend und
nimmt vollen Umfangs auf sie Bezug (Â§ 153 Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG
-).

Das Ergebnis der im Berufungsverfahren vom Senat angestellten Ermittlungen
gebietet keine andere Beurteilung des Sachverhalts. Es haben sich keine
EinschrÃ¤nkungen des LeistungsvermÃ¶gens der KlÃ¤gerin fÃ¼r
ErwerbstÃ¤tigkeiten durch die auf orthopÃ¤disch-chirurgischem Gebiet liegenden
GesundheitsstÃ¶rungen ergeben, die Ã¼ber die Feststellungen des Sozialgerichts
hinausgehen. Der Senat folgt insoweit den AusfÃ¼hrungen der SachverstÃ¤ndigen
Dr. S. und Dr. B1. Beide haben ihre EinschÃ¤tzung des LeistungsvermÃ¶gens der
KlÃ¤gerin aus den von ihnen selbst erhobenen Befunden schlÃ¼ssig und
nachvollziehbar und deshalb Ã¼berzeugend abgeleitet. Demnach ist die KlÃ¤gerin
auch unter BerÃ¼cksichtigung der auf orthopÃ¤disch-chirurgischem Gebiet
liegenden gesundheitlichen BeeintrÃ¤chtigungen â�� eine Belastungsinsuffizienz
der WirbelsÃ¤ule mit regionaler BewegungseinschrÃ¤nkung und
Muskelungleichgewichten, ein operativ versorgter Bruch des 2. HWK mit
ungelockertem Stabilisierungsmetall, umformende VerÃ¤nderungen der unteren
HalswirbelsÃ¤ule und der unteren LendenwirbelsÃ¤ule ohne neurologische
AusfÃ¤lle, ein Reizzustand der Schultergelenke mit aktiver
BewegungseinschrÃ¤nkung ohne kapsulÃ¤re EinschrÃ¤nkung â�� sowie der
bekannten im Blut nachgewiesenen Erkrankung des rheumatischen Formenkreises,
die sich bisher klinisch und rÃ¶ntgenologisch nicht ausgewirkt hat, und der
asthmatischen Erkrankung, die nach Angaben der KlÃ¤gerin medikamentÃ¶s
behandelt wird, sowie einer chronischen LeberfunktionsstÃ¶rung in der Lage,
kÃ¶rperlich leichte bis gelegentlich mittelschwere kÃ¶rperliche Arbeiten im Wechsel
zwischen Gehen, Stehen und Sitzen unter Betonung des Sitzens vollschichtig zu
verrichten. Ã�berkopfarbeiten und anhaltende PC-Arbeiten sollten gemieden
werden, ebenso hÃ¤ufiges Treppen-/Leitersteigen sowie Arbeiten in
Zwangshaltungen, speziell in der Rumpfbeuge unter gleichzeitiger Rumpfdrehung.
Die KlÃ¤gerin ist in der Lage, viermal tÃ¤glich 500 Meter in 20 Minuten
zurÃ¼ckzulegen und Ã¶ffentliche Verkehrsmittel auch in der Hauptverkehrszeit zu
benutzen. Aus den von ihr vorgelegten Attesten der behandelnden Ã�rzte ergeben
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sich keine EinschrÃ¤nkungen ihrer ErwerbsfÃ¤higkeit in zeitlicher, sondern nur
solche in qualitativer Hinsicht, allerdings keine, die Ã¼ber die von den
SachverstÃ¤ndigen angenommenen hinausgehen. So hat die HausÃ¤rztin P. am 24.
August 2004 eine chronische rheumatoide Arthritis und eine fortgeschrittene
Osteochondrose L4/5 und L5/S1 attestiert, aber lediglich langes Stehen und Sitzen
fÃ¼r ausgeschlossen erachtet. Frau Dr. L. hielt die KlÃ¤gerin in ihrem Attest vom 8.
September 2004 wegen der ausgeprÃ¤gten Schmerzen in den FÃ¼Ã�en und Beinen
sowie eines belastungsabhÃ¤ngigen Schmerzsyndroms fÃ¼r auÃ�erstande,
lÃ¤ngere Gehstrecken zu bewÃ¤ltigen. Die von ihr durchgefÃ¼hrten
Untersuchungen â�� klinisch-neurologisch, elektrophysiologisch sowie
laborchemisch â�� hatten allerdings keine ErklÃ¤rung fÃ¼r die Beschwerden
ergeben.

Unter diesen UmstÃ¤nden konnte die Berufung der KlÃ¤gerin keinen Erfolg haben.

Die Entscheidung Ã¼ber die Kosten beruht auf Â§ 193 SGG und trÃ¤gt dem
Ausgang des Verfahrens Rechnung.

Der Senat hat die Revision nicht zugelassen, da hierfÃ¼r eine Veranlassung im
Sinne des Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 oder 2 SGG nicht bestanden hat.

Erstellt am: 17.10.2005

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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